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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die aktuellen Tarifverhandlungen für Bund und Kommunen bestimmen in die-
sen Tagen im Schwerpunkt unser gewerkschaftliches Handeln. Insbesondere 
das Verhalten der kommunalen Arbeitgeber, bei aller Anerkennung der schwie-
rigen Gesamtsituation der Städte und Kommunen, ist – gerade für uns in Nie-
dersachsen – schwer nachvollziehbar. 

Dabei ist das Bild, welches wir derzeit hier erhalten, ein höchst unterschied-
liches. In allen politischen Gesprächen, die ich derzeit für den NBB führe, 
zeigt sich, teilweise sogar offen kommuniziert, ein identisches Bild. Die 
Leistung der Beschäftigten im Bund, gerade aber auch in den Kommunen 
muss anerkannt werden. Und diese Anerkennung ist zu einem erheblichen 
Teil nur durch einen finanziellen Ausgleich zu erzielen. 

Auch bei niedersächsischen Landespolitikern erlebt man in diesen Tagen 
den Wunsch nach einem moderaten Ergebnis. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass Bund und Land gerade den finanziell in Schieflage gera-
tenen Kommunen unter die Arme werden greifen müssen. So hat der 
Bundesrat nunmehr ein erhebliches Hilfspaket zugunsten der Kommunen 
beschlossen, um insbesondere die zu erwartenden Ausfälle der Gewerbe-
steuer zu kompensieren. Gleichwohl besteht in der niedersächsischen 
Landespolitik nach unserer Feststellung in weiten Teilen die Auffassung, 
dass eine totale Verweigerungshaltung der Arbeitgeberseite derzeit mit 
Sicherheit das falsche Signal ist. 

Ich bin für diese Einschätzung, die uns in vielen Bereichen gespiegelt 
wurde, durchaus dankbar und hoffe sehr, dass es absehbar gelingen wird, 
am Verhandlungstisch zu einem guten Ergebnis zu kommen. Dabei gilt 
schon jetzt mein und unser Dank den Verhandlungsführern aufseiten des 
dbb und seiner beteiligten Fachgewerkschaften, die ebenfalls unter 
schwierigsten und gleichzeitig völlig neuen Bedingungen versuchen, für 
unsere Kolleginnen und Kollegen in Bund und Kommunen ein bestmögli-
ches Ergebnis zu erzielen. Einmal mehr zeigt sich die Schlagkraft der dbb 
Familie, insbesondere getragen durch seine starken Mitgliedsgewerkschaf-
ten, und ich bin mir sicher, dass es uns auch weiterhin gelingen wird, diese 
überzeugende Gewerkschaftermentalität auf die Straße zu bringen. 

Die durchaus wahrzunehmenden Signale im eigenen Land dürfen und 
werden wir dabei aber nicht vergessen, denn im kommenden Jahr stehen 
auch wieder Verhandlungen für die niedersächsischen Beschäftigten sowie 
im Ergebnis für die Beamtenschaft an. 

Spätestens dann wird sich zeigen, ob die aktuellen Aussagen zugunsten 
des öffentlichen Dienstes in Niedersachsen auch tatsächlich Bestand ha-
ben. So wird die niedersächsische Landesregierung erneut durch Finanzmi-
nister Hilbers als Verhandlungsführer auf der Vorstandsseite der Tarifge-
meinschaft der Länder (TdL) vertreten sein. Schon aus diesem Grunde gilt 
es zum einen, sehr genau die aktuellen Entwicklungen in Potsdam zu be-
obachten und zu begleiten und gleichzeitig frühzeitig die entscheidenden 
Gespräche mit allen wesentlichen Vertretern der niedersächsischen Politik 
zu führen. Dem NBB ist es in den vergangenen Wochen sehr gut gelungen, 
die Belange des öffentlichen Dienstes wieder verstärkt in die politische und 
gesellschaftliche Diskussion unseres Landes einzubringen. Dies werden wir 

jetzt weiter fortführen, um sowohl 
in der aktuellen als auch in der 
kommenden Tarifrunde 2021 gute 
und vor allem gerechte Ergebnisse 
für diejenigen zu erzielen, die in der 
Vergangenheit erneut ihren Einsatz 
zugunsten dieses Landes erbracht 
haben.

In diesem Zusammenhang möchte ich dabei auch auf das Thema der Un-
teralimentation und die beiden aktuellen Beschlüsse des Bundesverfas-
sungsgerichts eingehen. Mit Zufriedenheit haben wir die Beschlüsse vom 
4.  Mai 2020 zur allgemeinen Unteralimentierung der Beamtinnen und 
Beamten im Bundesland Berlin (Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 – 
auf Aussetzungs-Vorlagebeschluss BVerwG 2 56.16, 2 C57.12, 2 C 58.16) 
und zur Alimentation kinderreicher Beamtenfamilien in Nordrhein-West-
falen (Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 6/17, 2 BvL 8/17, 2 BvL 7/17 – auf 
Aussetzungs-Vorlagebeschluss VG Köln vom 3. Mai 207 – 3 K 6173/14, 3 K 
7038/15 und 3 K 4913/14) zur Kenntnis genommen.

Beide Entscheidungen haben aktuell keine Auswirkungen auf Niedersach-
sen, lassen uns aber zuversichtlich sein für die aktuell anhängige Klage des 
Niedersächsischen Beamtenbundes vor dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe hinsichtlich der niedersächsischen Beamtenbesoldung. Gleich-
zeitig fordert das BVerfG die jeweiligen Landesgesetzgeber in Berlin und 
in Nordrhein-Westfalen auf, spätestens bis zum 1. Juli 2021, beziehungs-
weise in Nordrhein-Westfalen bis zum 31. Juli 2021, ihre Besoldung den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben anzupassen.

Die Beschlüsse sind für uns deshalb außerordentlich interessant, da wir 
nunmehr noch konkreter in eine Prognose hinsichtlich unserer eigenen 
Vorlagebeschlüsse des Bundesverwaltungsgerichts vom 30. Oktober 2018 
einsteigen können. Nach übereinstimmender Bewertung hat das Bundes-
verfassungsgericht seine deutliche Rechtsprechung zum Inhalt und Min-
destmaß der Alimentation als hergebrachten Grundsatz des Berufsbeam-
tentums fortgeführt und damit die zweifelsfreie Forderung des 
Beamtenbundes nachhaltig unterstrichen. 

Vor dem Hintergrund der nunmehr vorliegenden Beschlüsse sind wir zu-
versichtlich, dass auch in dem unsererseits anhängigen Klageverfahren der 
zuständige Senat absehbar unserer Rechtsauffassung folgen und somit 
auch die niedersächsische Beamtenbesoldung in Teilen für verfassungs-
widrig erklären wird. Unabhängig von Zeitpunkt und Inhalt einer solchen 
Entscheidung befinden wir uns bereits jetzt in Gesprächen, wie das Land 
Niedersachsen mit verschiedenen Varianten einer Entscheidung umgehen 
kann und umgehen muss. Gerade in dieser Hinsicht werden wir, flankierend 

<< Zur Sache

<< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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<< Zur Sache

zu allen weiteren Gesprächen, der Analyse der aktuellen und Vorbereitun-
gen der kommenden Tarifverhandlungen, die Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts in Karlsruhe nachhaltig mit der Landesregierung, aber 
auch den Oppositionsparteien erörtern. Auch in Niedersachsen werden wir 
weiterhin der Landespolitik deutlich machen, dass die Besoldung – unge-
achtet des gesetzgeberischen Handlungsspielraums – Verfassungsrecht ist 
und den Vorgaben des Art. 33 Abs. 5 zu entsprechen hat.

Dabei stehen bei all diesen Gesprächen und Forderungen auch weitere 
Netzwerkpartner an unserer Seite und es wird darauf ankommen, wie 
fundiert unsere Argumentation, insbesondere in Hinblick und Vorbereitung 
eines zu erwartenden Beschlusses, im Ergebnis sein wird. Insgesamt muss 
und wird es uns gelingen, für die Kolleginnen und Kollegen des öffentlichen 

Dienstes das bestmögliche Ergebnis zu erzielen – dafür stehe ich und dafür 
stehen wir als Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion.

Ihr/Euer

 
 
 
 

 
Alexander Zimbehl, 
1. Landesvorsitzender

Aktionstag in Lüneburg –  
Stärke zeigen für ein gutes Ergebnis
Gewerkschaften des NBB starten mit Warnstreiks in Niedersachsen

Trotz der schwierigen Bedin-
gungen und Beschränkungen 
aufgrund der Corona-Pandemie 
und der damit verbundenen Be-
stimmungen zeigte die dbb Fa-
milie eindrucksvoll ihre Protest-
bereitschaft und bekundete, 
direkt vor dem Lüneburger Rat-
haus, ihre Stärke im Interesse ih-
rer Mitglieder und aller Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes. 

Im Rahmen des Aktionstages 
des dbb Geschäftsbereichs Tarif 
und der GeNi (Gesundheitsge-
werkschaft Niedersachsen) ge-
lang es, sowohl zahlreiche Be-
schäftigte aus dem Gesund-
heitswesen, gleichzeitig aber 
auch eine große Anzahl weiterer 

Kolleginnen und Kollegen diver-
ser Fachgewerkschaften des 
dbb und des NBB direkt vor dem 
Amtssitz des Lüneburger Ober-
bürgermeisters und gleichzeiti-
gem Verhandlungsführer der 
VKA (Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände), 
Ulrich Mädge, zusammenzu-
bringen.

So unterstützen unter anderem 
Kolleginnen und Kollegen der 
komba, des vbba, des BDZ, aber 
auch weitere Landesfachge-
werkschaften wie DSTG und 
DPolG die berechtigten Forde-
rungen der Kommunal- und der 
Bundesbeschäftigten nach 4,8 
Prozent mehr Lohn in dieser Ein-
kommensrunde. 

Auch die Rednerbühne war au-
ßergewöhnlich besetzt. Nach 
einer Eröffnung und einem 
ersten Einstimmen auf die For-
derungen durch den NBB-Lan-
desvorsitzenden Alexander 
Zimbehl sprachen der dbb Bun-
desvorsitzende Ulrich Silber-
bach, der Landesvorsitzende der 
GeNi, Jens Schnepel, und die 
Vorsitzende der dbb jugend, 
Karoline Herrmann, zu den Kol-
leginnen und Kollegen und 
machten die Forderungen der 
Gewerkschaften nachhaltig 
deutlich. 

Alle drei Redner gingen dabei 
insbesondere auf die heraus
ragenden Leistungen der Be-
schäftigten in den vergangenen 
Monaten im Rahmen der Coro-
na-Krise sowie den eklatanten 
Einkommensrückstand insbe-
sondere der Pflegekräfte, aber 
auch der allgemeinen kommu-
nalen Verwaltung, der Erzie-
hungskräfte und städtischen 
Beschäftigten ein. 

Die über 100 Kolleginnen und 
Kollegen der dbb- und NBB-Ge-
meinschaft bildeten eine hervor-
ragende Kulisse und machten 
lautstark ihren Protest gegen 
die starre Haltung der Arbeitge-
berseite deutlich. �
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Aktionstag in Lüneburg
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Auftaktsitzung der AG HPR
Auch wenn die Corona-Pandemie verschiedene Sitzungen zunächst nicht er-
möglicht hat, konnte nunmehr doch im Ergebnis der Personalratswahlen 2020 
die Auftaktsitzung der Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte (AG HPR) 
durchgeführt werden. 

Teilnehmer in der AG HPR des 
NBB sind alle Mitglieder der 
Hauptpersonalräte, die Angehö-
rige in einer/einem NBB-Gewerk-
schaft oder -Verband sind. Die AG 
HPR trifft sich mehrmals im Jahr 
zum Austausch, um über The-
men, die alle Hauptpersonalräte 
betreffen – zum Beispiel Verein-
barungen gemäß § 81 NPersVG – 
zu diskutieren. Zudem soll so die 
Kommunikation der Hauptper-
sonalräte zum NBB gewährleis-
tet werden.

Der Leiter der AG HPR, das Lan-
desleitungsmitglied Wilfried 
Kahle, begrüßte die Anwesen-
den, gratulierte ihnen nochmals 
zu ihrer Wahl und war vor allem 
über die Anzahl der Teilnehmer 
erfreut.

<< Auswertung Personal-
ratswahlen und allge-
meiner Austausch

Mitglieder der einzelnen Haupt-
personalräte berichteten über 
die Ergebnisse in ihren Ressorts. 
Dabei wurde noch einmal das 
gute Gesamtergebnis der NBB-
Gewerkschaften und -Verbände 
deutlich, da den Hinzugewin-
nen in einigen Ressorts nur ver-
einzelt Sitzverluste gegenüber-
standen. 

Die positiven Ergebnisse sind 
gleichzeitig Ansporn, die gute 
Arbeit der letzten Jahre fortzu-
setzen, zu intensivieren und sich 
weiterhin für die Kolleginnen 
und Kollegen einzusetzen.

Es folgte ein intensiver Aus-
tausch über aktuelle Themen, 

so ging es um die Arbeitsbedin-
gungen der einzelnen Bereiche 
in den letzten Monaten und wie 
die Perspektiven zu sehen sind. 

Auch die Vereinbarungen ge-
mäß § 81 NPersVG „Grundsätze 
der Einführung und des Einsat-
zes von Hard- oder Software der 
Informations- und Kommunika-
tionstechnik in der niedersäch-
sischen Landesverwaltung“ und 
„Telearbeit in der Landesverwal-
tung“ waren Thema. Die Verein-
barung „Telearbeit in der Lan-
desverwaltung“ wird bereits 

seit Längerem neu verhandelt, 
wann es endlich zum Abschluss 
einer neuen geänderten Verein-
barung kommt, ist derzeit noch 
nicht absehbar. 

<< Bericht des 1. Landes
vorsitzenden über aktu-
elle gewerkschaftliche 
Themen

Einen ausführlichen Bericht 
über aktuelle gewerkschaftliche 
Themen gab es durch den 
1. Landesvorsitzenden des NBB, 
Alexander Zimbehl. Er betonte 
ausdrücklich, dass der NBB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften 
und -verbände auf die Personal-
räte – und zwar aller Ebenen – 
angewiesen sind. Von ihnen 
kommen die entscheidenden 
Impulse für die Verbandsarbeit, 
werden Probleme aufgezeigt 
und Anregungen zu den zu be-
arbeitenden Themen gegeben.

Weiterer Schwerpunkt seines 
Berichts waren die aktuellen Ta-
rifverhandlungen, auch mit 
Blick auf die in 2021 anstehen-
den Tarifverhandlungen für den 
Landesbereich. Er machte an-
hand von Beispielen deutlich, 
dass es mit dem „großen Bei-
fallsklatschen“ für systemrele-
vante Bereiche nicht getan ist. 
Für ihn hat der gesamte öffent-
liche Dienst – egal welcher Be-
reich – dazu beigetragen, dass 
Deutschland, aber natürlich 
auch Niedersachsen bislang, vor 
allem mit Blick auf unsere Nach-
barländer, so gut durch die CO-
VID-19-Pandemie gekommen 
ist. Derzeit sei Geld für viele 
wichtige Dinge da, dies müsse 

auch für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes gelten. 
Daher halte er die Forderung 
von 4,8 Prozent nicht für provo-
kativ, sondern für angemessen. 

<< Zu den aktuellen 
Beschlüssen zur Alimen
tation des BVerfG

Auch zu den Beschlüssen des 
Bundesver fassungsgerichts 
(BVerfG) vom 4. Mai 2020 zur 
Unteralimentation (Land Berlin) 
und zur Alimentation kinderrei-
cher Beamtenfamilien (Land 
Nordrhein-Westfalen) nahm er 
ausführlich Stellung. Auf Nie-
dersachsen haben diese Be-
schlüsse keine unmittelbaren 
Auswirkungen, machen aber 

<< Alexander Zimbehl

<< Wilfried Kahle

©
 N

BB
 (3

)

5

N
BB

 –
 N

ie
de

rs
äc

hs
is

ch
er

 B
ea

m
te

nb
un

d 
un

d 
Ta

ri
fu

ni
on

> niedersachsen magazin  |  Oktober 2020



Interview mit Torsten Lieberam von der DJG Niedersachsen
In der Reihe „Vorstellungen unserer Mitgliedsgewerkschaften“ folgt diesmal die Deutsche Justiz-Gewerk-
schaft Niedersachsen (DJG). Torsten Lieberam, Vorsitzender der DJG hat sich die Zeit genommen und auf 
unsere Fragen geantwortet.

Die DJG als Fachgewerkschaft 
für die Justiz ist vielfältig orga-
nisiert und in den verschiedens-
ten Bereichen vertreten. Wir 
würden uns freuen, wenn Sie 
uns Ihre Gewerkschaft etwas 
näher vorstellen (Strukturen, 
Organisation, Zusammenset-
zung der Mitglieder et cetera).

Die DJG Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft ist die Interessen-
vertretung aller Beschäftigten 
und Beamten, von Arbeiter*in 
bis Richter*in, bei Gerichten, 
Staatsanwaltschaften und an-
deren Einrichtungen der Justiz.

Die DJG Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft wurde im Jahre 
1950 von engagierten Kollegin-
nen und Kollegen gegründeten, 
zunächst als „Verband der Jus-
tizbeamten und -anwärter“. 
Niedersächsische Kollegen ge-
hörten mit zu den Gründungs-
mitgliedern. Später gab man 
sich den Namen „Bund Deut-
scher Justizbeamter“.

Aufgrund der sich wandelnden 
Aufgabenstellung in der Ar-
beitswelt öffnete sich unsere 
Gewerkschaft im Jahr 1986 für 
den Tarifbereich und nennt sich 
seither „Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft“.

Mit diesem Namen und mit ih-
rer Aufgabenstellung und -erle-
digung hat unsere Gewerk-
schaft heute im Haus der Justiz 
einen besonderen Platz. Mehr 
als 70-jährige Tradition und mo-
derne Zielvorstellungen prägen 
sie. Sie ist inzwischen die größte 
Gewerkschaft innerhalb der Jus-
tizverwaltung in Deutschland.

Die DJG Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft ist eine demokrati-
sche Gewerkschaft, deren Orga-
nisationsstruktur sich vom 
Mitglied bis hin zum Landesver-
tretertag erstreckt. Die Mitglie-
der der DJG werden vor Ort von 
ehrenamtlichen Kollegen be-
treut. So ist eine enge Zusam-
menarbeit mit dem Landesvor-

Hoffnung, dass das dort anhän-
gige niedersächsische Verfah-
ren, welches durch den NBB ge-
führt wird, auch einen positiven 
Ausgang nimmt. Wann das 
BVerfG sich damit abschließend 

befasst, steht derzeit allerdings 
noch nicht fest. 

Mit der Beantwortung von Fra-
gen aus dem Plenum, unter an-
derem zu den Auswirkungen des 

demografischen Wandels auf 
den öffentlichen Dienst in Nie-
dersachsen und zu den aktuellen 
Änderungen des Niedersäch
sischen Personalvertretungs
rechts, ging sein Bericht zu Ende.

Ein Dank galt zum Schluss der 
Zentralen Polizeidirektion Han-
nover, die den Tagungsraum 
kostenfrei zur Verfügung ge-
stellt hat. 
�
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<< Justizministerin Barbara Havliza, Vorsitzender DJG Torsten Lieberam  
(von links)
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stand gewährleistet. Fragen der 
Mitglieder können schnell be-
antwortet, Wünsche und Anre-
gungen aufgenommen werden.

Unsere Mitglieder sind im Haupt-
personalrat, in den Bezirksperso-
nalräten der Mittelbehörden so-
wie in den Personalräten der 
einzelnen Häusern vertreten und 
ihre Arbeit wird auf allen Ebenen 
anerkannt. Unsere Per-
sonalräte sind infor-
miert. Wir geben ihnen 
das Rüstzeug zur Ent-
scheidungsfindung. 
Allerdings für die Ent-
scheidung selbst blei-
ben sie unabhängig und 
nur ihrem Gewissen 
verantwortlich. 

Wie viele Mitglieder 
vertreten Sie? Wie groß 
ist dabei der Anteil der 
Beamtinnen und Be-
amten beziehungswei-
se der Tarifbeschäftig-
ten?

Die DJG Bund vertritt 
circa 10.000 Mitglieder, 
davon sind 6.000 Be-
amtinnen und Beamte 
und 4.000 Tarifbe-
schäftigte. In Nieder-
sachsen hat die DJG 
circa 1.300 Mitglieder, 
davon circa 85 Prozent 
Beamtinnen und Be-
amte und 15  Prozent 
Tarifbeschäftigte.

Beschreiben Sie bitte Ihren Weg 
als Gewerkschafter bis zum Lan-
desvorsitzenden der DJG und stel-
len Sie uns Ihren Vorstand vor.

Das Selbstverständnis, sich ge-
werkschaftlich zu organisieren, 
prägte mich schon während 
meiner Ausbildung im Bergbau. 
Mit der Dienstaufnahme in der 
Justiz war klar, Mitglied der DJG 
Deutsche Justiz-Gewerkschaft 
zu werden. Einige Jahre danach 
berief man mich in den Vor-
stand des Bezirksvereins Han-
nover und kurz darauf als 
Pressereferent in den Landes-
vorstand. Als der scheidende 
Vorsitzende Wolfgang Schmidt 
2018 den Vorsitz abgab, wählte 

mich der Gewerkschaftstag 
zum neuen Vorsitzenden und 
ich wurde Mitglied im Landes-
hauptvorstand der DJG Bund.

Die DJG Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft Landesgewerk-
schaft Niedersachsen gab sich 
gleichzeitig eine neue Ge-
schäftsordnung, worin unter 
meiner Anregung festgelegt 

wurde, 
dass wir 
im Innen-
verhältnis 
eine Doppel-
spitze aus Tarif-
beschäftigten und 
Beamten bilden. 
Gleichberechtigt ne-
beneinander alle Gruppen der 
Justiz zu vertreten, war das Ziel.

Seither teilen Gerlind Hilde-
brandt und ich uns die Geschäf-
te des Vorsitzes und werden 
durch Manuela Hassel, Alexan-
dra Lux, Sven Rhode und Andre-
as Hahn vertreten.

Unser Kassenwart ist Tim Som-
mer und die Geschäftsleitung 
hat Sandra Müller inne.

Als Teil der großen NBB- und dbb 
Familie ist auch die DJG in das 
verbandsgewerkschaftliche Ge-
samtkonzept mit eingebunden. 
Welche Erwartungen haben Sie 
an den NBB in den kommenden 
Jahren?

Humane, zukunftsorientierte 
Arbeitsplätze und Arbeitsbedin-
gungen im öffentlichen Dienst 

zu schaffen, ist 
unserer Ansicht 

nach das wich-
tigste Ziel. 

Hierfür die Wei-
chen zu stellen, ist un-

ser Grundanliegen und wir 
erwarten, dass der NBB uns 
nicht nur dabei unterstützt, son-
dern sich selbst dieses Ziel auf 
die Fahnen schreibt. Die Flexibi-
lisierung der Arbeitszeit mit ei-
nem stärkeren Selbstbestim-
mungsrecht der Bediensteten ist 
dabei nur ein Teil der Lösung. 
Transparente Arbeitsplatzbe-
schreibung und auskömmliche 
Pensenbemessung ein weiterer. 
Bevormundung und Kontroll-
wahn müssen aufhören, ausge-
brannte Mitarbeiter der Vergan-
genheit angehören.

Aktuell laufen die Tarifverhand-
lungen für Bund und Kommu-
nen, schwerpunktmäßig für den 
TVöD, und es zeichnen sich nach 
wie vor schwierige Gespräche 
ab. Wie bewerten Sie die An-
sprüche unserer Kolleginnen und 
Kollegen des öffentlichen Diens-
tes, insbesondere vor dem Hin-
tergrund der Leistungen im Rah-
men der Corona-Krise, sowohl 

aktuell als auch für zu-
künftige Verhandlungen 
für die niedersächsischen 
Beschäftigten und Beam-
tenschaft des Landes?

Klatschen macht nicht 
satt! So profan das auch 
klingen mag, steckt doch 
ein großer Teil an Wahr-
heit in der Aussage, die 
ein angestellter, alleiner-
ziehender Justizwacht-
meister (EG 5) mir vor Kur-
zem zurief. Der Zuspruch 
in der Bevölkerung für den 
pandemieresistenten öf-
fentlichen Dienst reicht 
nur solange, bis die Kin-
dergartenerzieherin und 
der Pfleger im Uniklini-
kum auch gerecht dafür 
bezahlt werden wollen. 
Milliardenschwere Hilfs-
programme unterstützen 
alle Bereiche der Wirt-
schaft. Da wäre es nur ge-
recht, auch dem öffentli-
chen Dienst dieselbe Hilfe 
zukommen zu lassen. In 

den Tarifverhandlungen wird 
nichts Unmögliches gefordert. 
Gerechtigkeit und Wertschät-
zung sind Säulen eines funktio-
nierenden öffentlichen Dienstes. 
Dem angestellten, alleinerzie
henden Justizwachtmeister und 
seinen zwei Töchtern hilft das, 
mit Bezügen an der Sozialhilfe-
grenze, nicht sehr weit. Die Ziel-
richtung für zukünftige Ver-
handlungen mit dem Land ist 
also klar.�
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Gespräch mit der Präsidentin  
des Niedersächsischen Landtages
Fortsetzung der politischen Gespräche

<< Neuauflage des  
Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes

Als Service für die Perso-
nalratsmitglieder seiner 
Mitgliedsgewerkschaf-
ten und -verbände ver-
öffentlicht der NBB nach 
den Personalratswahlen 
das Niedersächsische 
Personalvertretungsge-
setz (NPersVG) in der 
jeweils aktuellsten Fas-
sung. 

Da das NPersVG nach 
den diesjährigen Perso-
nalratswahlen geän-
dert wurde, erfolgte 
durch den NBB eine 
Neuauflage der Druck-
version. Diese können 
die Personalräte bei 
ihrer Mitgliedsge-
werkschaft/ihrem 
Mitgliedsverband an-
fordern. 

So haben Sie Ihre BBBank immer griffbereit in der Tasche:

• den Kontostand abrufen

• Umsätze der Kreditkarte prüfen

• die Depotübersicht anzeigen

•  Überweisungen durchführen – besonders einfach  

mit der Funktion „Fotoüberweisung“ (Scan2Bank)

• „Geld senden und anfordern“ (Kwitt)

• mobileCash

•  die Finanzen im Blick!  

Mit dem Finanzmanager, 

dem elektronischen Haushaltsbuch.

Mobile-Banking bei Ihrer 

BBBank

Jetzt informieren:

Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei) 

oder www.bbbank.de/banking-app

BBBank- 
Banking- 

App

Die bessere Bank  

für Beamte und den 

öffentlichen Dienst.

Wir sind für Sie da: 

in Ihrer Filiale vor Ort, 

per Telefon 07 21/141-0,  

E-Mail info@bbbank.de 

und auf www.bbbank.de/dbb

Folgen Sie uns

Ihre Vorteile auf einen Blick

Interesse geweckt?

 ✓ Speziell ausgebildete Berater  

für den öffentlichen Dienst

 ✓ Attraktive Produktvorteile 

wie z. B. Zinsrabatte für Finanzierungen  

und günstige Versicherungstarife

 ✓ Exklusive Vorteilsangebote 

für Mitglieder von Gewerkschaften  

und Verbänden

 ✓ Informative Ratgeber und 

 regelmäßige Newsletter 

mit aktuellen Informationen aus 

dem öffentlichen Dienst

 ✓ Interessante Veranstaltungen 

 wie z. B. Exklusive Abende für den 

 öffentlichen Dienst oder Fachvorträge

 ✓ Seit fast 100 Jahren  

Erfahrung und Kompetenz  

als Bank für  Beamte und den  

öffentlichen Dienst
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Der NBB setzt seine politischen 
Gespräche auch nach der par-
lamentarischen Sommerpause 
weiter fort. So kam die Spitze 
des NBB, vertreten durch den 
1. Landesvorsitzenden Alexan-
der Zimbehl und den 2. Landes-
vorsitzenden Dr. Peter Specke, 
mit der Präsidentin des Nieder-
sächsischen Landtages, Frau 
Dr. Gabriele Andretta, zusam-
men.

<< Aktuelle Situation des 
öffentlichen Dienstes

Kern dieses intensiven Mei-
nungsaustausches in betont 
freundlicher Atmosphäre war 
insbesondere das Ansehen des 
öffentlichen Dienstes in der ak-
tuellen Situation, gerade auch 
im Zusammenhang mit den der-
zeitigen Tarifverhandlungen zur 
Einkommensrunde 2020. Frau 
Dr. Andretta machte dabei 
deutlich, wie hoch sie die Leis-

tungsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes, insbesondere auch in 
Niedersachsen, einschätzt. 

<< Erörterung aktueller 
Themen

Im Weiteren wurden die aktuel-
len Themen des öffentlichen 
Dienstes, so unter anderem die 
aktuellen Tarifverhandlungen 
und die Fragen zur Attraktivität 
des Arbeitsplatzes im öffent
lichen Dienst, erörtert. Dabei 
ging die Landtagspräsidentin 
auch auf ihre eigenen Erfahrun-
gen als Verantwortliche einer 
großen Landtagsverwaltung ein 
und tauschte sich mit den 
Vertretern des NBB über die 
entscheidenden Bedarfe zur 
Sicherung eines attraktiven öf-
fentlichen Dienstes aus.

Gemeinsam wurde vereinbart, 
die Gespräche weiter und regel-
mäßig fortzuführen!�

<< Dr. Peter Specke, Landtagspräsidentin  
Dr. Gabriele Andretta, Alexander Zimbehl (von links)
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